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Ihr Antrag # 32254 „Möglichkeit, den öffentlich -rechtlichen Rundfunk nutzen zu 
können “

Sehr geehrter Herr ██████ ,

Das Bundesverfassungsgericht führt zu der von Ihnen angesprochenen Möglichkeit der 
Nutzung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks Folgendes aus (Rn. 82):

„Die Möglichkeit der Rundfunknutzung ist für alle Beitragspflichtigen realistisch, weil das 
flächendeckende  Angebot  des  öffentlich-rechtlichen  Rundfunks  bei  Vorhandensein 
geeigneter Empfangsgeräte jederzeit abgerufen werden kann. Es kommt daneben nicht 
darauf   an,   ob   diese   Nutzungsmöglichkeit   tatsächlich   weitgehend   in   Anspruch 
genommen  wird (a.A. BVerwGE 154, 275 <285 Rn. 27>). Im Übrigen verfügten nach 
der  Einkommens- und  Verbrauchsstichprobe  des  Statistischen  Bundesamts  zum 
1. Januar 2013 in den einzelnen Ländern mindestens 90,9% und maximal 98,6 % aller 
Haushalte  über  Fernsehgeräte,  mindestens  79,8%  bis  hin  zu  88,7%  über  Personal 
Computer  (einschließlich  Laptops,  Netbooks  und  Tablet-PCs),  90 %  bis  94 %  über 
Mobiltelefone  (einschließlich  Smartphones)  sowie  73,6%  bis  zu  82,8%  über  einen 
Internetzugang   (vgl.   Statistisches   Bundesamt,   Einkommens - und   Verbrauchs -
stichprobe, Ausstattung privater Haushalte mit ausgewählten Geb rauchsgütern 2013, 
Tabelle 2.8).“

Diesen Ausführungen haben wir nichts hinzuzufügen. Das Urteil im Volltext finden Sie 
im Internet unter:

https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2018/07/r
s20180718_1bvr167516.html
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Gerne können Sie sich auch an den Landesbeauftragten für die Informationsfreiheit 

wenden. 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

gez.  

Christin Hutter 

Dieses Schreiben wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift gültig  

 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch 

erhoben werden. Der Widerspruch ist bei der Staatskanzlei Rheinland-Pfalz, Peter-

Altmeier-Allee 1, 55116 Mainz schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen.  


